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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1958 Ausgegeben am 24. Juli 1958 45= Stuck

159. Bundesgesetz: Bundestheaterpensionsgesetz — BThPG.
160. Bundesgesetz: Kunstakademiegesetz-Novelle 1958.
1 6 1 . Bundesgesetz: Dienst- und besoldungsrechtliche Stellung der Bediensteten des Dorotheums.
162. Kundmachung: Übernahme von Bediensteten der ehemaligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G. in die Dienste

der Österreichischen Bundesbahnen.

159. Bundesgesetz vom 9. Juli 1958 über
die Ruhe- und Versorgungsgenüsse der
Bundestheaterbediensteten (Bundestheater-

pensionsgesetz — BThPG.).

Der Nationalrat hat beschlossen:
ABSCHNITT I.

Allgemeine Bestimmungen.

A n w e n d u n g s b e r e i c h .

§ 1. (1) Den vertragsmäßig vollbeschäftigten,
in ständiger Verwendung stehenden Bediensteten
der Bundestheater und ihren Hinterbliebenen
gebühren nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen Ruhe(Versorgungs)genüsse, sofern auf
ihr Dienstverhältnis nicht die Bestimmungen des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
Anwendung finden.

(2) Als vollbeschäftigt in ständiger Verwendung
stehend gelten auch Bundestheaterbedienstete,
deren Dienstverhältnis durch das Schauspieler-
gesetz, BGBl. Nr. 441/1922, geregelt ist (künst-
lerisches Personal), wenn sie

a) ausschließlich gegen Auftrittshonorar ver-
pflichtet sind, ihre Verträge auf eine Ver-
tragsdauer von mindestens zehn Monaten
eines Spieljahres abgeschlossen sind und
eine Mindestzahl von 42 Auftritten, unab-
hängig von der Dauer der einzelnen Tä-
tigkeitsabschnitte garantiert ist;

b) gegen Monatsbezug verpflichtet sind, ihre
Verträge auf eine Vertragsdauer von min-
destens zehn Monaten eines Spieljahres
abgeschlossen sind und sie den Bundes-
theatern durch mindestens sechs Monate
eines Spieljahres vertragsmäßig zur Ver-
fügung stehen;

c) bereits in einem Dienstverhältnis an den
Bundestheatern tätig waren, auf das die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder
der Bundestheaterpensionsverordnung,
BGBl. Nr. 440/1922, in der jeweils gelten-
den Fassung Anwendung gefunden haben,
sofern dieses Dienstverhältnis, wenn auch
unter geänderten Bedingungen, aufrecht

geblieben ist, für die Zeit ihrer tatsächlichen
Wiederbeschäftigung an den Bundes-
theatern.

(3) Auf die im provisorischen Dienstverhältnis
stehenden Arbeiter und alle übrigen Bundes-
theaterbediensteten, auf welche die Bestimmun-
gen der Abs. 1 und 2 nicht zutreffen, insbeson-
dere Tagesaushelfer, Statisten, Angehörige des
Publikumsdienstes und sonstige Aushilfsarbeits-
kräfte, sowie Ballettschüler und Lehrlinge der
Bundestheater findet dieses Bundesgesetz keine
Anwendung.

V e r s e t z u n g ( Ü b e r t r i t t ) i n d e n
R u h e s t a n d .

§ 2. (1) Die im § 1 Abs. 1 und 2 genannten
Bundestheaterbediensteten haben bei Vorliegen
der sonstigen Voraussetzungen (§ 3) nach Ablauf
des Monates, in dem sie das 60. Lebensjahr voll-
endet haben, Anspruch auf Versetzung in den
Ruhestand. Vor diesem Zeitpunkt besteht ein
Anspruch nur dann, wenn der Bundestheater-
bedienstete dauernd unfähig geworden ist, einen
seiner Ausbildung, seinen Fähigkeiten und
seinen Kenntnissen entsprechenden Dienst in den
Bundestheatern zu versehen.

(2) Der Bundestheaterbedienstete kann vom
Dienstgeber — ungeachtet eines noch nicht ab-
gelaufenen Dienstvertrages — in den Ruhestand
versetzt werden:

a) bei dauernder Unfähigkeit, seinen Dienst-
posten ordnungsgemäß zu versehen,

b) bei Änderungen in der Organisation oder
im Betrieb der Bundestheater, oder

c) wenn der Bundestheaterbedienstete das
60. Lebensjahr vollendet und den Anspruch
auf den vollen Ruhegenuß erworben hat;
ein Bundestheaterbediensteter des künstle-
rischen Personals jedoch nur mit Ablauf
des Spieljahres.

(3) Der Bundestheaterbedienstete ist auf Ver-
langen des Dienstgebers verpflichtet, sich zur
Feststellung der dauernden Unfähigkeit im
Sinne des Abs. 1 und des Abs. 2 lit. a einer
Untersuchung durch den Amts(Theater)arzt,
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gegebenenfalls einer Begutachtung durch einen
sonstigen vom Dienstgeber bestimmten Sachver-
ständigen zu unterziehen. Die Feststellung, ob
Dienstunfähigkeit im Sinne des Abs. 1 vorliegt,
ist auch auf Verlangen des Bundestheaterbedien-
steten vorzunehmen.

(4) Bundestheaterbedienstete, auf deren Dienst-
verhältnis das Schauspielergesetz keine Anwen-
dung findet, scheiden mit Ablauf des Jahres, in
dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, von Ge-
setzes wegen aus dem Dienstverhältnis aus; er-
füllen sie zu diesem Zeitpunkt die Voraussetzun-
gen des § 3, treten sie in den Ruhestand.

(5) Mit der Versetzung in den Ruhestand en-
det das Dienstverhältnis.

(6) Das Recht des Dienstgebers, den Dienst-
vertrag zu kündigen oder nicht zu verlängern,
wird durch sein Recht, den Bundestheaterbedien-
steten in den Ruhestand zu versetzen, nicht be-
rührt.

R u h e g e n u ß .

§ 3. (1) Den im § 1 Abs. 1 und 2 genannten
Bundestheaterbediensteten gebührt, wenn sie in
den Ruhestand treten oder in den Ruhestand
versetzt werden, solange sie österreichische Staats-
bürger sind, ein monatlicher Ruhegenuß unter
der Voraussetzung, daß sie im Zeitpunkt der
Versetzung in den Ruhestand

a) die österreichische Staatsbürgerschaft beses-
sen und

b) anrechenbare Dienstzeiten von insgesamt
mindestens zehn Jahren aufgewiesen haben.

(2) Unter anrechenbaren Dienstzeiten im Sinne
dieses Bundesgesetzes sind die der Ruhegenuß-
bemessung zugrunde zu legenden Dienstzeiten
(§ 7) zu verstehen.

(3) Das Bundesministerium für Unterricht kann
in berücksichtigungswürdigen Fällen im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Finan-
zen von der Voraussetzung des Besitzes der
österreichischen Staatsbürgerschaft im Zeitpunkt
der Ruhestandsversetzung sowie während des
Bezuges des Ruhe(Versorgungs)genusses Nach-
sicht gewähren.

(4) Im Falle der Auflösung des Dienstverhält-
nisses wegen groben Verschuldens des Bundes-
theaterbediensteten gebührt kein Ruhegenuß.

(5) Der Anspruch auf Ruhegenuß kann bei
Bundestheaterbediensteten, die ausschließlich
gegen Auftrittshonorar verpflichtet sind, ver-
traglich ausgeschlossen werden.

W a h r u n g d e r A n w a r t s c h a f t
b e i A u s s c h e i d e n a u s d e m D i e n s t -

v e r h ä l t n i s .

§ 4. (1) Scheiden Bundestheaterbedienstete, die
mindestens zehn anrechenbare Dienstjahre im
Sinne des § 7 Abs. 1 Z. 1 und 2 und Abs. 2 auf-
weisen, infolge Kündigung durch den Dienstgeber
oder Nichterneuerung des Vertrages wegen Wei-

gerung des Dienstgebers, diesen überhaupt oder
zu den bisherigen materiellen Bedingungen
neuerlich abzuschließen, oder infolge vorzeitiger
Auflösung des Dienstverhältnisses durch den
Bundestheaterbediensteten aus den Gründen der
§§ 21 und 39 des Schauspielergesetzes aus dem
Dienstverhältnis aus und sind sie nu r deshalb
vom Anspruch auf Ruhegenuß ausgeschlossen,
weil ihnen das Erfordernis der Dienstunfähigkeit
oder des Alters mangelt, so bleibt ihnen die An-
wartschaft auf Ruhegenuß gewahrt; dies gilt
nicht in den Fällen des § 3 Abs. 4.

(2) Wurde ein Vertrag mi t Direktoren, Schau-
spielern, Solosängern, Kapellmeistern, Regisseu-
ren, Dramaturgen, Ausstattungsvorständen,
Bühnenbildnern, Kostümbildnern und Ballett-
meistern, die sich besondere Verdienste um die
Bundestheater erworben haben, nicht erneuert,
kann das Bundesministerium für Unterricht im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt und
dem Bundesministerium für Finanzen eine An-
wartschaft auf Ruhegenuß auch dann zuerken-
nen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1
nicht vorliegen.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 entsteht bei
Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen der An-
spruch auf den Ruhegenuß erst bei Eintr i t t der
Dienstunfähigkeit oder nach Ablauf des Monates,
in dem der Bundestheaterbedienstete das 60. Le-
bensjahr vollendet, jedoch frühestens mit Beginn
des auf die Geltendmachung des Anspruches fol-
genden Monates. Der Bemessung des Ruhegenus-
ses sind die anrechenbaren Dienstzeiten (§ 7) bis
zum Zeitpunkt des Ausscheidens zugrunde zu
legen.

R u h e g e n u ß b e m e s s u n g s g r u n d l a g e .

§ 5. (1) Die Grundlage für die Bemessung des
Ruhegenusses beträgt 78'3 v. H. (Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage) der Ruhegenußermitt-
lungsgrundlage.

(2) Als Ruhegenußermittlungsgrundlage gilt, ab-
gesehen von den Bestimmungen der Abs. 3 bis 6
der letzte vertragsmäßig monatlich im voraus
gebührende Dienstbezug zuzüglich allfälliger
Teuerungszulagen bis zum Höchstausmaß von
zusammen monatlich 10.500 S, wobei Familien-
zulagen, die den Bundestheaterbediensteten des
Dienststandes gewährt werden oder im Dienst-
bezug enthalten sind, Sonderzahlungen (Sonder-
zulagen), Pauschalien aller Art und Zulagen für
besonders bezeichnete Dienstleistungen außer
Anschlag bleiben.

(3) War jeder einzelne Dienstbezug während
der Dauer von 80 aufeinanderfolgenden Monaten,
in denen der Bundestheaterbedienstete den
Bundestheatern zur Verfügung stand, höher als
sein letzter Dienstbezug, so ist auf Antrag des
Bundestheaterbediensteten oder seiner Hinter-
bliebenen die Ruhegenußermittlungsgrundlage
mit 100 v. H. des Durchschnittes der Dienst-
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bezüge während dieser 80 Monate festzusetzen.
Die Ruhegenußermittlungsgrundlage verringert
sich, wenn der Bundestheaterbedienstete mit
einem höheren Dienstbezug weniger als 80 auf-
einanderfolgende Monate den Bundestheatern
zur Verfügung stand, und zwar für je acht ange-
fangene oder volle Monate um je 5 v. H . des
Durchschnittes der sohin der Ermit t lung zu-
grunde zu legenden Dienstbezüge. Als Dienstbezug
gilt für die Zeit vor dem 1. Jänner 1947 das
6fache, für die Zeit vom 1. Jänner 1947 bis
31. Dezember 1950 das 2'4fache und für die Zeit
nach dem 31. Dezember 1950 das Einfache des
früheren Dienstbezuges, höchstens jedoch der
Betrag von 10.500 S. Der Ruhegenuß darf unbe-
schadet der Bestimmung des Abs. 5 den um den
Pensionsbeitrag verringerten letzten Dienstbezug
nicht überschreiten. Der im ersten Satz erwähnte
Antrag ist unverzüglich, spätestens jedoch inner-
halb eines Monates nach nachweislicher Aufforde-
rung durch die Bundestheaterverwaltung schrift-
lich zu stellen. Wird der Antrag später gestellt,
sind die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 erst
von dem der Einbringung des Antrages folgen-
den Monatsersten an anzuwenden.

(4) Abs. 3 ist nur anzuwenden, wenn jeder
einzelne Dienstbezug mindestens während der
Dauer von 40 aufeinanderfolgenden Monaten
höher war als der letzte Dienstbezug und wenn
dieser nicht höher war als die nach Abs; 3 fest-
gestellte Ruhegenußermittlungsgrundlage.

(5) Der Bemessung des Ruhegenusses für Bun-
destheaterbedienstete, die ausschließlich mit Auf-
trit tshonorar entlohnt werden, ist ein Dienst-
bezug von monatlich 10.500 S zugrunde zu
legen.

(6) Der Bemessung des Ruhegenusses ist als
Ruhegenußermittlungsgrundlage im Sinne des
Abs. 1 mindestens zugrunde zu legen:

a) bei Gesangssolisten der Höchstbezug ein-
schließlich der Dienstalterszulage eines
Chorsängers des betreffenden Bundesthea-
ters,

b) bei Schauspielsolisten und bei Mitgliedern
des Regiedienstes und des szenischen Hilfs-
dienstes der Bezug der 2. Gehaltsstufe der
Bühnenmusik der Staatsoper,

c) bei Tanzsolisten der Höchstbezug ein-
schließlich der Dienstalterszulage eines Mit-
gliedes des Ballettkorps der Staatsoper.

(7) Der in den Abs. 2, 3 und 5 angeführte Be-
trag von 10.500 S ändert sich jeweils um den
gleichen Hundertsatz, um den der Gehalt eines
Bundesbeamten in der Gehaltsstufe 1 der Dienst-
klasse VIII des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54, geändert wird.

H u n d e r t s a t z d e s R u h e g e n u s s e s .

§ 6. (1) Nach zehn anrechenbaren Dienstjahren
(§ 7) beträgt der monatliche Ruhegenuß 40 v. H .
der Ruhegenußbemessungsgrundlage.

(2) Für jedes weitere anrechenbare, in einem
diesem Bundesgesetz unterliegenden Dienstver-
hältnis zugebrachte volle Jahr erhält der Bedien-
stete für Dienstzeiten als

a) Direktor, Regisseur, artistischer Sekretär,
Dramaturg, Schauspieler, Mitglied eines
Opernorchesters (jedoch nicht als Bläser),
Bläser der Bühnenmusik oder des Burg-
theaterorchesters (jedoch nicht als erster
Bläser), männliches Ballettmitglied, Chor-
direktor, Chormitglied, Kapellmeister, Ge-
sangskorrepetitor, Souffleur, Inspizient
(jedoch nicht als Orchesterinspizient), Büh-
nenbildner, Kostümbildner, Ausstattungs-
vorstand, Bühnen-, Beleuchtungs- oder Gar-
derobeinspektor, technischer Assistent, künst-
lerischer Archivar eines Operntheaters,
Bundestheaterbediensteter des technischen
Personals in folgenden Verwendungen: als
Meister, Monteur, Maschinist, Bühnen- oder
Transportarbeiter, Feuerwehrmann, Arbei-
ter der Dekorationswerkstätte, zum Vor-
stellungsdienst eingeteilter Magazins- oder
Garderobearbeiter 3 v. H. ,

b) Solosänger, Bläser eines Opernorchesters,
Mitglied der Bühnenmusik oder des Burg-
theaterorchesters, sofern diese Dienstzeit
nicht unter lit. a fällt, weibliches Ballett-
mitglied, Ballettkorrepetitor, Orchester-
inspizient, Arbeiter der Kostümwerkstätte
2'4 v. H. ,

c) sonstiger Bundestheaterbediensteter 2 v. H .
der Ruhegenußbemessungsgrundlage.

(3) Für angerechnete Ruhegenußvordienstzeiten
gilt der Satz 2 v. H . Dieser Hundertsatz gilt auch
im Falle der Ruhestandsversetzung gemäß § 2
Abs. 1 erster Satz für Dienstzeiten in einer der
unter Abs. 2 lit. a und lit. b angeführten Ver-
wendungen, soweit es sich nicht um Bundes-
theaterbedienstete handelt, deren Dienstverhält-
nis durch das Schauspielergesetz geregelt ist.

(4) Sind bei einem Bundestheaterbediensteten
verschiedene Hundertsätze anzuwenden, so ist
die Summe der verbleibenden Jahresbruchteile
unter Bedachtnahme auf § 7 Abs. 5 wie die letzte
anrechenbare Dienstzeit zu behandeln.

(5) Der Ruhegenuß darf die volle Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage nicht übersteigen.

A n r e c h e n b a r e Z e i t e n .

§ 7. (1) Für die Bemessung des Ruhegenusses
(für die Begründung des Anspruches auf Ruhe-
genuß und für das Ausmaß des Ruhegenusses)
sind folgende Zeiten als Dienstzeiten anrechenbar:

1. Jede in den Bundestheatern nach Vollendung
des 18. Lebensjahres, bei Bediensteten des Ballett-

tragsmäßig in Vollbeschäftigung und ständiger
Verwendung zurückgelegte Dienstzeit (§ 1 Abs. 1
und 2), sofern sie nicht durch Entlassung, Kündi-
gung seitens des Bundestheaterbediensteten oder
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Nichterneuerung des Vertrages zufolge Weige-
rung des Bundestheaterbediensteten, diesen
überhaupt oder zu den bisherigen materiellen Be-
dingungen neuerlich abzuschließen, beendet
wurde und daher als Ruhegenußvordienstzeit zu
behandeln ist; wird jedoch das Dienstverhältnis
durch den Bundestheaterbediensteten vorzeitig
aus den Gründen der §§ 21 und 39 des Schau-
spielergesetzes aufgelöst, so bleibt die Anrechen-
barkeit gewahrt;

2. die gemäß § 11 im Zusammenhalt mit § 12
des Beamten - Überleitungsgesetzes, StGBl.
Nr . 134/1945, angerechneten Zeiträume;

3. die angerechneten Ruhegenußvordienst-
zeiten;

4. die den an sich anrechenbaren Dienstzeiten
zugerechneten Zeiten;

5. die Zeiträume einer Dienstleistung im Aktiv-
stand der bewaffneten Macht der ehemaligen
österreichisch-ungarischen Monarchie, es sei denn,
daß die diese Dienstleistung regelnden Vorschrif-
ten die Anrechnung ausschließen.

(2) Dienstzeiten, die an den Wiener Hof- oder
österreichischen Staatstheatern zurückgelegt wur-
den, sind wie gleichartige Dienstzeiten an den
Bundestheatern zu behandeln.

(3) Stand ein Bundestheaterbediensteter des
künstlerischen Personals in einem Spieljahr den
Bundestheatern in einem unter dieses Bundes-
gesetz fallenden Dienstverhältnis (§ 1 Abs. 1 und
2) mindestens acht Monate zur Dienstleistung
zur Verfügung, so ist diese Zeit bei Berech-
nung der anrechenbaren Dienstzeit (Abs. 1) als
volles Jahr in Anschlag zu bringen, wenn für
zwölf Monate Pensionsbeiträge entrichtet wur-
den.

(4) Den Solosängern, den Bläsern eines Opern-
orchesters, den ersten Bläsern der Bühnenmusik
und des Burgtheaterorchesters sowie den weib-
lichen Ballettmitgliedern ist jedes volle in dieser
Verwendung zurückgelegte anrechenbare Dienst-
jahr (Abs. 1 Z. 1) als eine Dienstzeit von fünf-
zehn Monaten zu rechnen. Wird ein männliches
Ballettmitglied, das noch nicht 30 für die Bemes-
sung des Ruhegenusses anrechenbare Dienstjahre
aufweist, wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-
stand versetzt oder stirbt es, so gebührt zum
Ruhe(Versorgungs)genuß eine Zulage im Ausmaß
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Ruhe-
(Versorgungs)genuß und dem Ruhe(Versor-
gungs)genuß, der anfallen würde, wenn die
Dienstzeit als Ballettmitglied nach den Bestim-
mungen des ersten Satzes und des § 6 Abs. 2
lit. b angerechnet worden wäre. § 3 des Ruhe-
genußvordienstzeitengesetzes 1956 findet auf
diese Bundestheaterbediensteten nicht Anwen-
dung.

(5) Ergibt sich nach der Zusammenrechnung
der gesamten anrechenbaren Dienstzeit (Abs. 1
bis 4) ein Jahresbruchteil von mehr als sechs
Monaten, so wird er als ein volles Jahr gerechnet,

ein Jahresbruchteil bis zu sechs Monaten bleibt
unberücksichtigt.

R u h e g e n u ß v o r d i e n s t z e i t e n .

§ 8. (1) Für die Anrechnung von Ruhegenuß-
vordienstzeiten der Bundestheaterbediensteten
sind die jeweils für die Bundesbeamten geltenden
bundesgesetzlichen Vorschriften sinngemäß an-
zuwenden. Der Berechnung des besonderen Pen-
sionsbeitrages ist der Dienstbezug zugrunde zu
legen, der im Zeitpunkt der erstmaligen Auszah-
lung von Bezügen nach Eintri t t in ein Dienst-
verhältnis auf das dieses Bundesgesetz oder
die Bundestheaterpensionsverordnung, BGBl.
Nr . 440/1922, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr . 84/1926 Anwendung findet oder fand,
vereinbart war, höchstens jedoch der Betrag von
10.500 S. § 5 Abs. 7 findet Anwendung.

(2) In besonderen Fällen können in Angelegen-
heiten der Anrechnung von Ruhegenußvordienst-
zeiten mit Zustimmung des Bundeskanzleramtes
und des Bundesministeriums für Finanzen ver-
traglich weitere Begünstigungen zugebilligt wer-
den, wenn dies im Interesse der Bundestheater
gelegen ist.

T o d f a l l s b e i t r a g .

§ 9. (1) Stirbt ein Bundestheaterbediensteter
auf dessen Dienstverhältnis die Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes Anwendung fanden, so
wird nach Maßgabe der für Bundesbeamte jeweils
geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften ein
Todfallsbeitrag gewährt.

(2) In den Fällen, in denen nach Abs. 1 ein
Anspruch auf Todfallsbeitrag besteht, beträgt
dieser nach einem im Dienststand verstorbenen
Bundestheaterbediensteten das Dreifache des
letzten Dienstbezuges, der gemäß § 5 Abs. 2
oder 5 der Ruhegenußbemessung zugrunde zu
legen gewesen wäre, und nach einem im Ruhe-
stand verstorbenen Bundestheaterbediensteten
das Dreifache des im Monat des Ablebens zu-
stehenden Ruhegenusses ohne Familienzulagen,
jedoch zuzüglich aller zum Ruhegenuß allenfalls
gebührenden Teuerungszulagen. In den Fällen,
in denen ein Anspruch nicht besteht, kann der
Todfallsbeitrag nach Maßgabe der für die Bun-
desbeamten jeweils geltenden bundesgesetzlichen
Vorschriften ganz oder zum Teil gewährt wer-
den.

(3) Der Todfallsbeitrag darf das Dreifache des
jeweils geltenden höchsten Bezugsansatzes (ein-
schließlich der Dienstalterszulagen) eines Mit-
gliedes des Orchesters der Staatsoper nicht über-
steigen.

P e n s i o n s b e i t r a g .

§ 10. (1) Bundestheaterbedienstete des Dienst-
standes, auf die dieses Bundesgesetz Anwendung
findet, haben von ihren Dienstbezügen (§ 5
Abs. 2 und 5) und von den Sonderzahlungen
Pensionsbeiträge im Ausmaß der nachstehenden
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Hundertsätze zu entrichten. Die Pensionsbeiträge
sind, sofern nicht Abs. 6 Anwendung findet, von
den Dienstbezügen und Sonderzahlungen ein-
zubehalten.

(2) Der Pensionsbeitrag beträgt, soweit nicht
Abs. 3 Anwendung findet, für Bundestheater-
bedienstete, wenn sie im Falle der Ruhestands-
versetzung von Amts wegen

a) den Anspruch auf Ruhegenuß
im Ausmaß der vollen Ruhe-
genußbemessungsgrundlage nach
40 Dienstjahren erreichen 4 v. H.,

b) diesen Anspruch nach 35 Dienst-
jahren erreichen 4'5 v. H.,

c) diesen Anspruch nach 30 oder
28 Dienstjahren erreichen 5'3 v. H.

des Dienstbezuges.

(3) Für Bundestheaterbedienstete, die nach Ein-
zelvertrag besoldet werden und deren Dienst-
bezug den jeweils geltenden höchsten Bezugs-
ansatz (einschließlich der Dienstalterszulagen) eines
Mitgliedes des Orchesters der Staatsoper über-
schreitet, beträgt der Pensionsbeitrag bei einem
Dienstbezug bis 7200 S monatlich 6'5 v. H, des
Dienstbezuges. Für Bundestheaterbedienstete
deren Dienstbezug 7200 S monatlich überschrei-
tet, oder die ausschließlich mit Auftrittshonorar
entlohnt werden, beträgt der Pensionsbeitrag
7'5 v. H. des Dienstbezuges. Er wird höchstens
von einem Betrag von monatlich 10.500 S be-
rechnet; § 5 Abs. 7 findet Anwendung.

(4) Der Pensionsbeitrag beträgt unabhängig von
den Bestimmungen der Abs. 2 und 3 4 v. H.,
wenn der. Bundestheaterbedienstete das 60. Le-
bensjahr vollendet und im Falle der Versetzung
in den Ruhestand von Amts wegen den Anspruch
auf Ruhegenuß im Ausmaß der vollen Ruhe-
genußbemessungsgrundlage erlangt hätte, ab dem
auf das Zusammentreffen dieser beiden Voraus-
setzungen folgenden Monatsersten, wenn dieses
Zusammentreffen jedoch an einem Monatsersten
eintritt, von diesem an.

(5) Die Pensionsbeiträge sind monatlich fällig.
Stand ein Bundestheaterbediensteter des künst-
lerischen Personals in einem Spieljahr den Bun-
destheatern auf Grund einer vertraglichen Ver-
pflichtung nicht mindestens acht Monate zur
Dienstleistung zur Verfügung, so hat er Pen-
sionsbeiträge nur für jene Monate zu entrichten,
die für die Ruhegenußbemessung anrechenbar
sind.

(6) Pensionsbeiträge, die gemäß § 7 Abs. 3
für Zeiträume entrichtet werden, in denen der
Bundestheaterbedienstete den Bundestheatern zur
Dienstleistung nicht zur Verfügung stand, sind
spätestens bis zum Ende des folgenden Spiel-
jahres zu entrichten. Wenn die Pensionsbeiträge
nicht bis zu diesem Zeitpunkt bei der Bundes-
theaterverwaltung eingezahlt werden, so unter-
bleibt die Anwendung der Bestimmung des § 7
Abs. 3.

Ä n d e r u n g d e r R u h e ( V e r s o r g u n g s ) -
g e n ü s s e .

§ 11. Die Ruhe(Versorgungs)genüsse sind nach
den jeweiligen Bezugsansätzen zu bemessen,
welche für Bundestheaterbedienstete des Dienst-
standes der gleichen Verwendungsgruppe gelten.

F a m i l i e n z u l a g e n .
§ 12. (1) Empfängern von Ruhegenüssen ge-

bühren die gleichen Familienzulagen wie den
Bundestheaterbediensteten des Dienststandes der
gleichen Verwendungsgruppe.

(2) Witwen nach Bundestheaterbediensteten,
die einen Versorgungsgenuß nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes beziehen, gebühren
für Kinder die gleichen Kinderzulagen, die der
Bundestheaterbedienstete für sie erhalten würde.

Sonderzahlungen .
§ 13. Den Empfängern von Ruhe(Versor-

gungs)genüssen gebühren Sonderzahlungen unter
sinngemäßer Anwendung der für die Bundes-
theaterbediensteten des Dienststandes der glei-
chen Verwendungsgruppe geltenden Regelung;
hiebei gebühren Beträge, die in einem Hundert-
satz festgesetzt sind, mit demselben Hundertsatz,
feste Beträge hingegen mit den Hundertsätzen,
die der Berechnung des Ruhe(Versorgungs)-
genusses zugrunde gelegt werden.

V o r s c h r i f t e n ü b e r das R u h e n d e r
R u h e (Versorgungs)genüsse.

§ 14. Die für die Bundesbeamten des Ruhe-
standes und ihre Hinterbliebenen geltenden
bundesgesetzlichen Vorschriften über das Ruhen
von Ruhe(Versorgungs)genüssen sind sinngemäß
anzuwenden. Die Ruhensbestimmungen finden
auf Empfänger von Ruhe(Versorgungs)genüssen
nach diesem Bundesgesetz keine Anwendung,
wenn sie vorübergehend als Abendaushelfer, im
Publikumsdienst, als Statisten oder Orchester-
substituten in den Bundestheatern verwendet
werden, ferner wenn sie an der Akademie der
bildenden Künste oder den staatlichen Kunst-
akademien als Vertragslehrer oder Lehrbeauf-
tragte beschäftigt sind. Weitere Ausnahmen von
den Ruhensbestimmungen kann das Bundesmini-
sterium für Unterricht im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen bewilligen,
wenn Empfänger von Ruhe(Versorgungs)genüssen
nach diesem Bundesgesetz in den Bundestheatern
wiederverwendet werden und diese Wiederver-
wendung für die reibungslose Aufrechterhaltung
des Betriebes der Bundestheater erforderlich ist.

A n z e i g e p f l i c h t e n .
§ 15. (1) Jeder Bundestheaterbedienstete (Hin-

terbliebene) ist verpflichtet, die für die Bemes-
sung des Ruhe(Versorgungs)genusses erforder-
lichen Unterlagen auf Verlangen beizubringen.
Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, so
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unterbleibt die Bemessung des Ruhe(Versor-
gungs)genusses sowie die Flüssigmachung von
Vorschüssen, bis der Bundestheaterbedienstete
(Hinterbliebene) diese Verpflichtung erfüllt hat.
Die Versetzung in den Ruhestand wird dadurch
nicht berührt.

(2) Bundestheaterbedienstete (Hinterbliebene),
die bereits im Genusse irgendwelcher Dienst-
bezüge, Ruhe(Versogungs)genüsse, Renten und
dergleichen stehen oder in Hinkunft in einen
solchen Genuß treten, haben dies sowie jede
Änderung, die für die Bemessung der Ruhe-
(Versorgungs)genüsse von Bedeutung ist, unver-
züglich dem Zentralbesoldungsamt anzuzeigen.
Übergenüsse, die zufolge Unterlassung dieser An-
zeige entstehen, sind jedenfalls hereinzubringen.

(3) Alle Empfänger von Ruhe(Versorgungs)-
genüssen sind überdies verpflichtet, dem Zentral-
besoldungsamt jede Änderung ihres Wohnortes,
ihrer Staatsbürgerschaft und ihres Familienstan-
des binnen einem Monat nach Eintritt der Än-
derung zu melden.

R e n t e n ü b e r w e i s u n g .

§ 16. (1) Wurden einem Bundestheaterbedien-
steten für die Bemessung des Ruhegenusses
Dienstzeiten angerechnet, für die dem Bund der
Anspruch auf Rentenüberweisung gemäß § 6 des
Bundesgesetzes BGBl. Nr . 177/1948 zusteht, ist
der Bundestheaterbedienstete verpflichtet, den
Rentenanspruch beim zuständigen Pensionsver-
sicherungsträger rechtzeitig geltend zu machen;
der Bundestheaterbedienstete ist hiezu anläßlich
der Versetzung oder des Übertrittes in den
Ruhestand vom Dienstgeber schriftlich aufzufor-
dern. Macht der Bundestheaterbedienstete trotz
Aufforderung seine pensionsversicherungsrecht-
lichen Ansprüche nicht rechtzeitig geltend, so
wird er für die Zeit, während der eine Renten-
Überweisung in der gebührenden Höhe nicht
stattfindet, so behandelt, als wären diese Dienst-
zeiten für die Bemessung des Ruhegenusses nicht
angerechnet worden.

(2) Für Empfänger von Versorgungsgenüssen
gilt Abs. 1 entsprechend.

A l l g e m e i n e P e n s i o n s v o r s c h r i f t e n .

§ 17. Sofern dieses Bundesgesetz nichts an-
deres bestimmt, sind die auf dem Gebiete des
Pensionsrechtes für Bundesbeamte und ihre Hin-
terbliebenen jeweils geltenden bundesgesetzlichen
Vorschriften sinngemäß anzuwenden.

ABSCHNITT II.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

S o z i a l v e r s i c h e r u n g s r e c h t l i c h e
B e s t i m m u n g e n .

§ 18. (1) Scheidet ein Bundestheaterbediensteter
aus dem Dienstverhältnis aus, ohne daß ein An-
spruch auf einen laufenden Ruhe(Versorgungs)-

genuß erwachsen ist, so hat der Dienstgeber
keinen Überweisungsbetrag nach § 311 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, zu leisten, wenn die Anwartschaft
auf einen Ruhe(Versorgungs)genuß gewahrt
bleibt (§ 4 Abs. 1). Der Dienstgeber hat binnen
18 Monaten nach Feststellung des Verlustes der
Anwartschaft dem Pensionsversicherungsträger,
der aus dem die Anwartschaft begründenden
Dienstverhältnis zuletzt zuständig gewesen wäre,
einen Überweisungsbetrag. in der Höhe zu lei-
sten, in der der Überweisungsbetrag zu leisten
gewesen wäre, wenn der Dienstnehmer aus dem
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis ohne
Wahrung der Anwartschaft auf einen laufenden
Ruhe(Versorgungs)genuß ausgeschieden wäre.

(2) Bundestheaterbedienstete, auf deren. Dienst-
verhältnis dieses Bundesgesetz Anwendung findet
(§ 1), sind nach den gesetzlichen Vorschriften
über die Krankenversicherung der Bundesange-
stellten bei der Krankenversicherungsanstalt der
Bundesangestellten pflichtversichert. Das gleiche
gilt für Personen, die nach den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes Ruhe(Versorgungs)genüsse
beziehen. Bei Bundestheaterbediensteten, die
nicht mit Monatsentgelt, sondern mit Auftritts-
honoraren entlohnt werden, ist als Grundlage
für die Bemessung der Beiträge und der Barlei-
stungen der Versicherung für jeden Monat ein
Zwölftel der gesamten für ein Spieljahr verein-
barten Auftrittshonorare heranzuziehen; bei der
Beitragsbemessung ist auf § 488 Abs. 2 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, in der jeweiligen Fassung Bedacht
zu nehmen.

N e u b e m e s s u n g v o n R u h e ( V e r s o r -
g u n g s ) g e n ü s s e n .

§ 19. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes gelten auch für Personen, die bei In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes Ruhe(Versor-
gungs)genüsse auf Grund der Bundestheaterpen-
sionsverordnung beziehen.

(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits bemessenen Ruhe(Versor-
gungs)genüsse der Bundestheaterbediensteten und
ihrer Hinterbliebenen sind nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes neu zu bemessen.
Ist der neubemessene Ruhe(Versorgungs)genuß
niedriger als der bisherige Ruhe(Versorgungs)-
genuß, so erhält der Empfänger des Ruhe(Ver-
sorgungs)genusses eine nach Maßgabe der Erlan-
gung höherer Ruhe(Versorgungs)genüsse ein-
ziehbare Ergänzungszulage im Unterschiedsbe-
trag zwischen den beiden Ruhe(Versorgungs)-
genüssen.

(3) War ein Bundestheaterbediensteter mit Ein-
zelvertrag verpflichtet, so ist bei der Neufest-
setzung der Ruhegenußermittlungsgrundlage
(§ 5) der letzte Dienstgrundbezug um 550 v. H. ,
wenn jedoch der letzte Dienstgrundbezug 830 S
überstiegen hat, um 500 v. H., im letzten Fall
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aber mindestens auf den Betrag von 5395 S zu
erhöhen. Hiebei wird in den Fällen, in denen
der Bundestheaterbedienstete vor dem 1. Mai
1948 aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden ist,
der letzte Dienstgrundbezug um die Hälfte er-
höht. Bei Bundestheaterbediensteten, die in der
Zeit vom 1. Mai 1948 bis 30. Juni 1953 in den
Ruhestand versetzt wurden, gelten als letzter
Dienstgrundbezug 27 v. H. des Dienstbezuges,
auf den der Bundestheaterbedienstete bei Ver-
bleiben im Dienststande am 30. Juni 1953 An-
spruch gehabt hätte.

(4) Die Ruhegenüsse von Bundestheaterbedien-
steten, die vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes mit Anwartschaft auf. Ruhegenuß aus
dem Dienstverhältnis ausgeschieden sind, und
die Versorgungsgenüsse ihrer Hinterbliebenen
sind nach den Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes zu bemessen. Hiebei findet Abs. 3 Anwen-
dung.

(5) Bei der Bemessung von Ruhegenüssen für
Bundestheaterbedienstete auf deren Dienstver-
hältnis die Bundestheaterpensionsverordnung bis
zum Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
Anwendung fand, sowie bei der Bemessung der
Versorgungsgenüsse für deren Hinterbliebene
gelten auch weiterhin für die in den Bundes-
theatern bis zum Anfall des Ruhe(Versorgungs)-
genusses zurückgelegten Dienstzeiten und die
gemäß § 11 im Zusammenhalt mit § 12 des
Beamten-Überleitungsgesetzes angerechneten Zeit-
räume die Bestimmungen des § 2 Abs. 1 der
Bundestheaterpensionsverordnung, sofern es sich
dabei nicht um Dienstzeiten handelt, die als
nicht vollbeschäftigter Angestellter, als Tagesaus-
helfer oder als sonstiger Aushilfsangestellter zu-
rückgelegt wurden. Das gleiche gilt für Ruhe-
(Versorgungs)genüsse, die bei Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes auf Grund der Be-
stimmungen der Bundestheaterpensionsverord-
nung bezogen wurden oder auf die nach den Be-
stimmungen der Bundestheaterpensionsverord-
nung eine Anwartschaft gewahrt blieb.

V e r t r a g s b e d i e n s t e t e i m S i n n e d e s
V e r t r a g s b e d i e n s t e t e n g e s e t z e s

1948.
§ 20. (1) Bedienstete, auf deren Dienstverhält-

nis die Bestimmungen des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948, BGBl. N r . 86, Anwendung finden
und die in den Bundestheatern verwendet wer-
den oder wurden, sowie ihre Hinterbliebenen
haben dann einen Anspruch auf Ruhe(Versor-
gungs)genuß nach diesem Bundesgesetz, wenn sie
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes nach den Bestimmungen der Bundes-
theaterpensionsverordnung Ruhe(Versorgungs)-

genüsse beziehen oder Pensionsbeiträge ent-
richten.

(2) Für das Ausmaß der Pensionsbeiträge der
im Abs. 1 bezeichneten Bundestheaterbediensteten
gelten die Bestimmungen des § 10.

P e n s i o n s b e i t r a g in S o n d e r f ä l l e n .
§ 21. (1) Für die Anwendung der Bestimmung

des § 7 Abs. 3 auf Dienstzeiten, die vor dem
Beginn der Spielzeit, in welcher dieses Bundes-
gesetz in Kraft getreten ist, zurückgelegt wur-
den, bildet die Entrichtung des Pensionsbeitrages
für volle zwölf Monate keine Voraussetzung.

(2) Bundestheaterbedienstete, die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes gemäß
§ 44 Abs. 2 der Bundestheaterpensionsverord-
nung Pensionsbeiträge nicht mehr zu entrichten
hatten, bleiben auch weiterhin von der Entrich-
tung der Pensionsbeiträge befreit.

W i r k s a m k e i t s b e g i n n .
§ 22. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Sep-

tember 1958 in Kraft.
(2) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes zu

erlassenden Verordnungen können vom Tage
seiner Kundmachung an erlassen werden, t re ten
jedoch frühestens gleichzeitig mit diesem Bun-
desgesetz in Kraft.

(3) Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses Bun-
desgesetzes treten die Bundestheaterpensionsver-
ordnung, BGBl. N r . 440/1922, in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr . 84/1926, insoweit
im § 19 Abs. 5 nichts anderes bestimmt ist, und
die Verordnung der Bundesregierung über die
Pensionsüberleitung bei den Bundestheaterbe-
diensteten, BGBl. Nr . 130/1951, außer Kraft.

V o l l z i e h u n g .
§ 23. Mit der Vollziehung dieses Bundes-

gesetzes ist das Bundesministerium für Unter-
richt betraut; soweit jedoch in diesem Bundes-
gesetz die Mitwirkung des Bundeskanzleramtes
und des Bundesministeriums für Finanzen vor-
gesehen ist, im Einvernehmen mit diesen.

Schärf
Raab Drimmel Kamitz

160 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1958, mit
dem das Kunstakademiegesetz abgeändert
wird (Kunstakademiegesetz-Novelle 1958).

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I.

§ 10 Abs. 2 des Kunstakademiegesetzes, BGBl.
Nr. 168/1948, in der Fassung der Kunstakademie-
gesetz-Novelle 1954, BGBl. Nr. 177, hat zu
lauten:

„(2) Das Dienstverhältnis der vertragsmäßig
angestellten Lehrer, ihre Entlohnung und die
Entlohnung der Lehrbeauftragten sind durch
eine Dienstordnung zu regeln, die vom Bundes-
ministerium für Unterricht im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesmini-
sterium für Finanzen unter Beachtung folgender
Grundsätze zu erlassen ist:

a) Lehraufträge sind befristet und jederzeit
widerruflich zu erteilen; durch die Ertei-
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lung eines solchen Lehrauftrages wird ein
Dienstverhältnis nicht begründet.

b) Der Entlohnung der Lehrkräfte ist ein
Mindestsatz von 820 S und ein Höchstsatz
von 2390 S für jede Jahreswochenstunde
zugrunde zu legen.

c) Es ist die Möglichkeit einer Beurlaubung
außerhalb der Schulferien vorzusehen.

d) Den Lehrkräften ist bei Dienstverhin-
derungen, die nicht vorsätzlich oder durch
grobe Fahrlässigkeit von ihnen herbei-
geführt wurden, Anspruch auf Fortbezug
der vollen Entlohnung für die Dauer von
mindestens zwei und höchstens vier Mo-
naten, längstens aber bis zum Ende des
Vertragsverhältnisses zu gewähren.

e) Es ist vorzusehen, daß das Dienstverhält-
nis der vertragsmäßig angestellten Lehr-
kräfte von beiden Teilen unter Einhaltung
einer dreimonatigen Kündigungsfrist zum
30. September jedes Jahres ohne Angabe
von Gründen gekündigt werden kann.

f) Es sind Bestimmungen zu treffen, wonach
mit Zustimmung des Bundeskanzleramtes
und des Bundesministeriums für Finanzen
mit Lehrkräften, die besonders qualifi-
zierten Unterricht erteilen sollen, höhere
als die in lit. b normierten Bezüge, ferner
besondere Urlaube und Kündigungsfristen
vereinbart werden können.

g) Im übrigen hat sich die Regelung sinn-
gemäß nach den Bestimmungen des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.
Nr . 86, zu richten."

Artikel II.

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
sterien betraut.

(2) Die in § 10 Abs. 2 des Kunstakademie-
gesetzes in der Fassung des vorliegenden Bundes-
gesetzes vorgesehenen Entlohnungssätze gebühren
ab 1. Jänner 1957; Verordnungen auf Grund
dieser Bestimmung können mit Wirksamkeit
vom 1. Jänner 1957 erlassen werden.

Schärf
Raab Drimmel

161 . Bundesgesetz vom 10. Juli 1958 über
die dienst- und besoldungsrechtliche Stellung

der Bediensteten des Dorotheums.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Abschnitt I.
Bedienstete, die in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis zum Dorotheum

stehen.
§ 1. (1.) Bedienstete und Empfänger von

Ruhegenüssen des Dorotheums, auf deren Dienst-

verhältnis die Bestimmungen des Gesetzes vom
25. Jänner 1914, RGBl. Nr. 15 (Dienstpragmatik),
sinngemäß Anwendung finden, stehen in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Doro-
theum. Dienstbehörde dieser Bediensteten ist
das Dorotheum. Gegen Bescheide der Dienst-
behörde steht die Berufung an das Bundes-
ministerium für Inneres offen.

(2) Auf die im Abs. 1 genannten Personen
und Empfänger von Versorgungsgenüssen nach
solchen Personen finden die Bestimmungen
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, des
Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947,
in der jeweils geltenden Fassung mit Ausnahme
der Ruhensvorschriften und die Bestimmungen
der Gehaltsüberleitungsgesetz-Novellel956, BGBl.
Nr. 55, insoweit sinngemäß Anwendung, als
in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist; die auf Grund dieser Bundesgesetze für
die Bundesbeamten erlassenen Verordnungen
finden auf Bedienstete und Empfänger von
Ruhe(Versorgungs)genüssen des Dorotheums
keine Anwendung.

(3) Für Bedienstete und Empfänger von
Ruhe(Versorgungs)genüssen des Dorotheums
sind Verordnungen auf Grund der im Abs. 2
angeführten Bundesgesetze vom Bundesmini-
sterium für Inneres im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium
für Finanzen zu erlassen.

(4) Die Festsetzung des Dienstpostenplanes
bedarf der Zustimmung des Bundesministeriums
für Inneres.

§ 2. (1) Dem Bediensteten gebühren Monats-
bezüge.

(2) Der Monatsbezug besteht aus dem Gehalt
(§ 4), der mit dem Dienstposten allenfalls ver-
bundenen Dienstzulage oder der Zeitvorrückungs-
zulage (§ 5) und allfälligen Zulagen (Ergän-
zungszulagen, ruhegenußfähige Personalzulagen,
Familienzulagen, nicht ruhegenußfähige Ver-
wendungszulagen, Teuerungszulagen).

(3) Die Monatsbezüge sind am letzten Arbeits-
tag eines Monates für den folgenden Monat
auszuzahlen; eine vorzeitige Auszahlung kann
vom Vorstand des Dorotheums angeordnet
werden, wenn sie aus organisatorischen Gründen,
die mit der Durchführung der Auszahlung im
Zusammenhang stehen, notwendig ist.

§ 3. (1) Der Gehalt der im § 1 genannten
Bediensteten bestimmt sich nach der Zugehörig-
keit zu einer der folgenden Verwendungs-
gruppen:

1. Betriebsdienst;
2. Schätztechnischer Dienst;
3. Werkstättendienst;
4. Magazinsdienst und Skontistendienst.
(2) Neben dem Gehalt gebührt nach Maß-

gabe der Bestimmungen des § 5 eine Dienst-
zulage oder eine Zeitvorrückungszulage.
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§ 4. (1) Der Gehalt der Bediensteten des
Betriebsdienstes beträgt monatlich 1260 S und
erhöht sich nach je zwei im Dienstverhältnis
verbrachten Jahren um 70 S (Vorrückungs-
betrag) bis auf monatlich 2520 S. Bediensteten
des Betriebsdienstes mit voller Hochschulbildung
werden vier Vorrückungsbeträge, Bediensteten
des Betriebsdienstes mit der Reifeprüfung einer
mittleren Lehranstalt (Reifezeugnis) zwei Vor-
rückungsbeträge zu diesem Gehalt zugerechnet,
wenn sie in einer Verwendung stehen, für die
diese Vorbildung förderlich ist.

(2) Der Gehalt der Bediensteten des Schätz-
technischen Dienstes beträgt monatlich 1400 S
und erhöht sich nach je zwei im Dienstverhältnis
verbrachten Jahren um 70 S (Vorrückungs-
betrag) bis auf 2520 S. Diesen Bediensteten
können frühestens nach Anfall des ersten Vor-
rückungsbetrages mit Rücksicht auf ihre vorher-
gehende praktische oder berufliche Ausbildung
zu ihrem Gehalt ein bis drei Vorrückungs-
beträge zuerkannt werden.

(3) Der Gehalt der Bediensteten des Werk-
stättendienstes beträgt monatlich 1155 S und
erhöht sich nach je zwei im Werkstättendienst
verbrachten Jahren um 70 S (Vorrückungs-
betrag) bis auf 2415 S. In den Werkstätten-
dienst dürfen nur Personen eingereiht werden,

die eine handwerkliche oder eine gleichwertige
Ausbildung als Facharbeiter abgeschlossen haben
(Lehrzeugnis, Gesellenprüfungszeugnis) und die
in ihrem Fach verwendet werden.

(4) Der Gehalt der Bediensteten des Magazins-
dienstes und Skontistendienstes beträgt monatlich
1155 S und erhöht sich nach je zwei im Dienst-
verhältnis verbrachten Jahren um 35 S (Vor-
rückungsbetrag). Nach dem 4., 10., 16., 22., 28.
und 34. Dienstjahr erhöht sich der Gehalt um
einen zusätzlichen Vorrückungsbetrag von 35 S.
Der Gehalt darf 1995 S nicht übersteigen.

(5) Im Falle der Überstellung eines Bediensteten
des Werkstättendienstes oder des Magazins-
dienstes und Skontistendienstes in eine andere
Verwendungsgruppe gebührt dem Bediensteten
sein bisheriger Gehalt, mindestens aber der
für die neue Verwendungsgruppe vorgesehene
Anfangsgehalt. Durch die Überstellung wird
der Vorrückungstermin nicht geändert.

(6) Bediensteten, die eine sehr gute Diesnt-
leistung aufweisen, kann ein außerordentlicher
Vorrückungsbetrag zuerkannt werden. Ein wei-
terer außerordentlicher Vorrückungsbetrag kann
frühestens nach Ablauf von vier Jahren, jedoch
nicht öfter als viermal, zuerkannt werden.

§ 5. (1) Die Dienstzulage beträgt monatlich
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(2) Bediensteten des Betriebsdienstes gebührt,
wenn sie nicht im Genuß einer Dienstzulage nach
Abs. 1 stehen, gleichzeitig mit dem fünften gemäß
§ 4 anfallenden Vorrückungsbetrag eine Zeit-
vorrückungszulage von monatlich 245 S, die
sich bei Erlangung des zehnten Vorrückungs-
betrages auf 350 S erhöht. Außerordentliche
Vorrückungsbeträge gemäß § 4 Abs. 6 bleiben
hiebei unberücksichtigt.

(3) Das gleiche gilt für Bedienstete des Schätz-
technischen Dienstes mit der Maßgabe, daß an
Stelle des fünften Vorrückungsbetrages der
vierte und an Stelle des zehnten der achte Vor-
rückungsbetrag tritt.

(4) Bediensteten des Werkstättendienstes sowie
des Magazinsdienstes und Skontistendienstes
gebührt, wenn sie nicht im Genuß einer Dienst-
zulage nach Abs. 1 stehen, gleichzeitig mit dem
achten gemäß § 4 anfallenden Vorrückungsbetrag
eine Zeitvorrückungszulage von monatlich 105 S;
Abs. 2 letzter Satz findet Anwendung.

(5) Bei Anwendung der Abs. 2 und 3 werden
im Falle des § 4 Abs. 5 so viele Vorrückungs-
beträge angerechnet, als notwendig gewesen
wären, um in der neuen Verwendungsgruppe
den Gehalt zu erreichen, mit dem der Bedienstete
in diese Verwendungsgruppe überstellt wurde;
Zeitvorrückungszulagen gemäß Abs. 4 sowie
außerordentliche Vorrückungsbeträge gemäß § 4
Abs. 6 werden bei dieser Gegenüberstellung nicht
berücksichtigt.

(6) Die Dienstzulagen gemäß Abs. 1 und die Zeit-
vorrückungszulagen nach den Abs. 2 bis 4 sind
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbar.

§ 6. Den aktiven Bediensteten gebühren außer
den in § 3 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956 fest-
gesetzten Sonderzahlungen an den im § 7 Abs. 2
des Gehaltsgesetzes 1956 festgesetzten Fällig-
keitstagen nach Maßgabe der vom Kuratorium
zu beurteilenden wirtschaftlichen Lage des Doro-
theums zwei weitere Sonderzahlungen bis zur
Höhe von je 42,5 v. H. des am Fälligkeitstag
zustehenden Monatsbezuges. In diesem Falle
ist auch den seit dem letzten Fälligkeitstag aus-
geschiedenen Bediensteten, soferne sie nicht aus
eigenem Verschulden aus dem Dienststand aus-
geschieden sind, der entsprechende Teil dieser
Sonderzahlung zu gewähren.

§ 7. Für Mitglieder des Vorstandes kann das
Kuratorium des Dorotheums an Stelle der in
diesem Bundesgesetz festgesetzten Bezüge Einzel-
gehälter beschließen. Diese Beschlüsse bedürfen
der Genehmigung des Bundesministeriums für
Inneres im Einvernehmen mit dem Bundeskanz-
leramt und dem Bundesministerium für Finanzen.

Abschnitt II.

Bedienstete in einem vertraglichen Dienst-
verhältnis zum Dorotheum.

§ 8. (1) Auf Bedienstete mit Anwartschaft auf
Ruhegenuß, die in einem vertraglichen Dienst-
verhältnis zum Dorotheum stehen, sowie auf
Pensionsparteien, die auf Grund eines solchen
Dienstverhältnisses Anspruch auf Ruhe- oder
Versorgungsgenuß haben, sind die Bestimmungen
des § 1 Abs. 2 bis 4 und der §§ 2 bis 7, auf alle
übrigen in einem vertraglichen Dienstverhältnis
zum Dorotheum stehenden Bediensteten die
§§ 2 bis 7 dieses Bundesgesetzes sinngemäß
anzuwenden, soweit Abs. 3 nicht anderes be-
stimmt.

(2) Besondere Dienstordnungen, die für die im
Abs. 1 genannten Bediensteten bestehen, bleiben
insoweit aufrecht, als sie nicht mit den gemäß
Abs. 1 anzuwendenden gesetzlichen Vorschriften
in Widerspruch stehen. Diese Dienstordnungen
können durch Beschluß des Kuratoriums des
Dorotheums mit Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Inneres im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe-
rium für Finanzen abgeändert oder durch neue
Dienstordnungen ersetzt werden.

(3) Die Bestimmungen dieses Abschnittes sind
nicht anzuwenden auf

a) Bedienstete mit Einzelverträgen, in denen
die Anwendung des Abschnittes II aus-
drücklich ausgeschlossen ist (Sonderver-
träge),

b) Experten, die ständig oder fallweise in
Anspruch genommen werden und deren
vertragliche Gebühren entweder in Hundert-
sätzen oder in festen Bauschbeträgen fest-
gesetzt sind,

c) Bedienstete, deren Entgelt im Dienst-
vertrag durch eine Stundenentlohnung be-
stimmt ist,
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d) Bedienstete, die auf bestimmte Zeit oder
nur zu vorübergehenden oder nebenberuf-
lichen Diensten oder bei Sonderabteilungen
oder als Volontäre verwendet werden,

e) das Reinigungspersonal,

f) Jugendliche vor Vollendung des 18. Lebens-
jahres.

Abschni t t III.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 9. In der bei Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes bestehenden dienst(bezugs)recht-
lichen Stellung der Bediensteten und Empfänger
von Ruhe(Versorgungs)genüssen des Dorotheums
tritt unbeschadet des § 6 durch dieses Bundes-
gesetz keine Änderung ein.

§ 10. Die an die Bediensteten und Empfänger
von Ruhe(Versorgungs)genüssen für Zeiträume
vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ausge-
zahlten Vorschüsse gelten alle Ansprüche dieser
Personen für diese Zeiträume ab. Die für die
Zeit nach dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes ausgezahlten Vorschüsse sind auf die
nach diesem Bundesgesetz gebührenden Bezüge
oder Ruhe(Versorgungs)genüsse anzurechnen.

§ 11. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Inneres,
soweit jedoch in diesem Bundesgesetz oder in
den nach § 1 Abs. 2 anzuwendenden Vorschriften
die Mitwirkung des Bundeskanzleramtes und des
Bundesministeriums für Finanzen vorgesehen
ist, im Einvernehmen mit diesen, betraut.

Schärf
Raab Helmer Kamitz

162 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Verkehr und Elektrizitätswirt-
schaft vom 18. Juli 1958 über die Über-
nahme von Bediensteten der ehemaligen
Salzkammergut-Lokalbahn A. G. in die
Dienste der Österreichischen Bundesbahnen.

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Juli 1958 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kund-
gemacht:

Artikel I.

Übernahme von „angestellten Bediensteten"
der ehemaligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G.
als Bundesbahnbeamte.

§ 1. Personen, die am 30. September 1957 als
„angestellte Bedienstete" im Dienste der ehe-
maligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G. ge-
standen sind, können als Bundesbahnbeamte im
Sinne der Besoldungsordnung für die Beamten der

Österreichischen. Bundesbahnen, BGBl. Nr . 263/
1947, in der jeweils geltenden Fassung, nach Maß-
gabe der nachfolgenden Bestimmungen übernom-
men, werden.

§ 2. (1) Bei Übernahme der im § 1 genannten
Bediensteten ist ihre dienst- und besoldungs-
rechtliche Stellung, soweit im folgenden nichts
anderes bestimmt wird, so zu ermitteln, als ob
diese Bediensteten seit ihrem Eintritt in den
Dienst der Salzkammergut-Lokalbahn A. G. (be-
ziehungsweise deren Betriebsvorgänger) im
Dienste der Österreichischen Bundesbahnen ge-
standen wären und die für die Österreichischen
Bundesbahnen geltenden Dienstrechtsnormen im
Zeitpunkt ihres jeweiligen Wirksamkeitsbeginnes
auf diese Bediensteten Anwendung gefunden
hätten.

(2) Hiebei werden Dienstzeiten bei der ehe-
maligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G., die im
Dienstverhältnis eines „angestellten Bediensteten"
zurückgelegt worden sind, einer Beamtendienst-
zeit bei den Österreichischen Bundesbahnen und
Dienstzeiten, die im Dienstverhältnis eines Lohn-
oder Vertragsbediensteten zugebracht worden
sind, einer Dienstzeit als Lohn- oder Vertrags-
bediensteter bei den Österreichischen Bundes-
bahnen gleichgehalten.

(3) Die Gehaltsgruppe der als Bundesbahn-
beamte übernommenen Bediensteten der ehe-
maligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G. be-
stimmt sich nach dem Dienstposten, der dem
Beamten bei Übernahme in den Dienst der
Österreichischen Bundesbahnen verliehen wird.

§ 3 . Der § 31 der Besoldungsordnung für die
Beamten der Österreichischen Bundesbahnen
findet auf die in § 1 bezeichneten Bediensteten
keine Anwendung.

§ 4. Die bei der ehemaligen Salzkammergut-
Lokalbahn A. G. abgelegten Prüfungen werden
den den Beamten der Österreichischen Bundes-
bahnen vorgeschriebenen vergleichbaren Prüfun-
gen grundsätzlich gleichgehalten. Zu bestimmten
Prüfungen können einmalige Nachprüfungen vor-
geschrieben werden.

§ 5. Ergibt sich bei Übernahme der in § 1 be-
zeichneten Bediensteten ein Monatsgehalt, der
niedriger ist als der ihnen für den Monat Sep-
tember 1957 gegenüber der Salzkammergut-
Lokalbahn A. G. gebührende Monatsbruttogehalt,
so wird eine für den Ruhegenuß anrechenbare,
nach Maßgabe des Erreichens höherer Bezüge ein-
zuziehende Ergänzungszulage auf diesen gegen-
über der Salzkammergut-Lokalbahn A. G. ge-
bührenden Monatsbruttogehalt gewährt.

§ 6. (1) Für die Anwendung der bei den Öster-
reichischen Bundesbahnen geltenden Dienstrechts-
normen — mit Ausnahme der die pensionsrecht-
liche Stellung betreffenden — gilt
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a) als Tag der „Anstellung" der Zeitpunkt,
von dem an der Beamte bei der ehemaligen
Salzkammergut-Lokalbahn A. G. als „an-
gestellter Bediensteter" beziehungsweise bei
ihren Betriebsvorgängern als Beamter ge-
golten hat;

b) als im „Bahndienst" oder im „Bundesbahn-
dienst" verbrachte Zeit auch die Dienstzeit
bei der ehemaligen Salzkammergut-Lokal-
bahn A. G. und ihren Betriebsvorgängern;

c) als Zeitpunkt der „Überleitung" der Zeit-
punkt, an dem für den zu übernehmenden
angestellten Bediensteten die Besoldungs-
ordnung für die Beamten der Österreichi-
schen Bundesbahnen, BGBl. Nr. 263/1947,
im Wege des Analogievertrages bei der
ehemaligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G.
wirksam wurde.

(2) Bei Anrechnung von Vordienstzeiten für die
Vorrückung in höhere Bezüge werden Dienst-
zeiten, bei der ehemaligen Salzkammergut-Lokal-
bahn A. G. gleichartigen Dienstzeiten bei den
Österreichischen Bundesbahnen gleichgehalten.

§ 7. Für die Bemessung des Ruhe(Versorgungs)-
genusses werden den nach § 1 übernommenen
Bediensteten nach Maßgabe der Bestimmungen
der Bundesbahn-Ruhegenußvordienstzeitenkund-
machung 1956, BGBl. Nr. 202, die von ihnen bis
zum Wirksamkeitszeitpunkt der Übernahme in
das Bundesbahnbeamtenverhältnis zurückgelegten
Zeiträume als Ruhegenußvordienstzeiten ange-
rechnet; die im Dienste der ehemaligen Salz-
kammergut-Lokalbahn A. G. beziehungsweise
deren Betriebsvorgänger zurückgelegten Dienst-
zeiten, für welche in der zusätzlichen Pensions-
versicherung beim Pensionsinstitut der öster-
reichischen Privatbahnen Versicherungsanwart-
schaften erworben worden sind, sowie allenfalls
im Dienste der ehemaligen Unternehmung Öster-
reichische Bundesbahnen (beziehungsweise deren
Betriebsvorgänger) zurückgelegte Dienstzeiten
werden zur Gänze unbedingt angerechnet.

§ 8. Die Übernahme wirkt auf den Zeitpunkt
des Dienstantrittes bei den Österreichischen Bun-
desbahnen, frühestens aber auf den 1. Oktober
1957, zurück.

Artikel II.

Ü b e r n a h m e d e r Lohnbediensteten
d e r e h e m a l i g e n S a l z k a m m e r g u t -
L o k a l b a h n ; A. G. a ls L o h n b e d i e n -
s t e t e d e r Ö s t e r r e i c h i s c h e n B u n d e s -

b a h n e n .

§ 9. Die am 30. September 1957 bei der ehe-
maligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G. als
Lohnbedienstete im Dienststand gewesenen Be-

diensteten können als Lohnbedienstete im Sinne
der Dienst- und Lohnordnung für die für den
vorübergehenden Bedarf aufgenommenen Be-
diensteten der Österreichischen Bundesbahnen
BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung der 1. Novelle,
BGBl. Nr. 66/1956, übernommen werden.

§ 10. Bei Übernahme der in § 9 genannten
Bediensteten wird die dienst- und lohnrechtliche
Stellung unter der Annahme ermittelt, daß diese
Bediensteten seit ihrem letzten Eintritt in den
Dienst der ehemaligen Salzkammergut-Lokalbahn
A. G. (beziehungsweise deren Betriebsvorgänger)
im Dienste der Österreichischen Bundesbahnen
gestanden sind und daß die bei den Österreichi-
schen Bundesbahnen geltenden Dienstrechts-
normen im Zeitpunkt des jeweiligen Wirksam-
keitsbeginnes auch auf diese Bediensteten An-
wendung gefunden haben.

§ 11. Als „Altersüberschreitler" im Sinne des
§ 31 der Dienst- und Lohnordnung gelten Lohn-
bedienstete, die vor dem durch Analogievertrag
bewirkten Inkrafttreten der Dienst- und Lohn-
ordnung bei der ehemaligen Salzkammergut-
Lokalbahn A. G. in den Dienst der ehemaligen
Salzkammergut-Lokalbahn A. G. eingetreten sind
und nur wegen Überschreitung des für die Über-
nahme als „angestellter Bediensteter" der ehe-
maligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G. vorge-
schriebenen Höchstalters nicht als „angestellte
Bedienstete" der ehemaligen Salzkammergut-
Lokalbahn A. G. übergeleitet werden konnten.

§ 12. Die bei der ehemaligen Salzkammergut-
Lokalbahn A. G. abgelegten Prüfungen werden
den den Lohnbediensteten der Österreichischen
Bundesbahnen vorgeschriebenen vergleichbaren
Prüfungen grundsätzlich gleichgehalten. Zu be-
stimmten Prüfungen können einmalige Nach-
prüfungen vorgeschrieben werden.

§ 13. Für die Anwendung der für Lohnbe-
dienstete der Österreichischen Bundesbahnen gel-
tenden Dienstrechtsnormen gilt ab Beginn der
„Dienstzeit" als Lohnbediensteter der Zeitpunkt,
an dem der übernommene Lohnbedienstete bei
der ehemaligen Salzkammergut-Lokalbahn A. G.
(beziehungsweise deren Betriebsvorgänger) letzt-
malig in das Dienstverhältnis als Lohnbediensteter
aufgenommen worden ist. Bei der Anrechnung
von „Vordienstzeiten" werden Dienstzeiten bei
der Salzkammergut-Lokalbahn A. G. gleichartigen
Dienstzeiten bei den Österreichischen Bundes-
bahnen gleichgehalten.

§ 14. Die Übernahme wirkt auf den Zeitpunkt
des Dienstantrittes bei den Österreichischen Bun-
desbahnen, frühestens aber auf den 1. Oktober
1957, zurück.

Waldbrunner


